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Verordnung über Rebsortenweine 

Vom 27. März 2012 

Aufgrund des § 24 Absatz 5 Nummer 1 des Weinge­
setzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 
18. Januar 2011 (BGBl. I S. 66), das durch Artikel 2 Ab­
satz 13 des Gesetzes vom 22. Dezember 2011 (BGBl. I 
S. 3044) geändert worden ist, verordnet der Senat: 

§ 1 

Diese Verordnung gilt für Weine ohne geschützte 
Ursprungsbezeichnung oder ohne geschützte geogra­
fische Angabe, die mit der Angabe einer oder mehre­
rer Keltertraubensorten oder des Erntejahres vermark­
tet werden (Rebsortenweine). 

§ 2 

Die Richtigkeit der Angaben nach § 1 wird im Rah­
men der allgemeinen Überwachung anhand von 
Stichproben überprüft. 

§ 3 

Die Abfüllung von Weinen, die als Rebsortenweine 
in den Verkehr kommen sollen, ist der amtlichen 
Weinkontrolle beim Landesuntersuchungsamt für 
Chemie, Hygiene und Veterinärmedizin vom Abfüller 
spätestens am ersten Werktag nach der Abfüllung an­
zuzeigen. 

§ 4 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkün­
dung in Kraft. 

Beschlossen, Bremen, den 27. März 2012 

Der Senat 

Verordnung über die Hygiene und Infektions­
prävention in medizinischen Einrichtungen 

(HygInfVO) 

Vom 27. März 2012 

Aufgrund des § 23 Absatz 5 Satz 2 und Absatz 8 Satz 1 
und 2 des Infektionsschutzgesetzes vom 20. Juli 2000 

(BGBl. I S. 1045), das zuletzt durch Artikel 1 des Ge­
setzes vom 28. Juli 2011 (BGBl. I S. 1622) geändert 
worden ist, verordnet der Senat: 

§ 1 

Regelungsgegenstand, Geltungsbereich 

(1) Diese Verordnung regelt die erforderlichen Maß­
nahmen zur Verhütung, Erkennung, Erfassung und 
Bekämpfung von nosokomialen Infektionen und 
Krankheitserregern mit Resistenzen in medizinischen 
Einrichtungen. 

(2) Diese Verordnung gilt für 

1.	 Krankenhäuser, 

2.	 Einrichtungen für ambulantes Operieren, 

3.	 Vorsorge­ oder Rehabilitationseinrichtungen, in 
denen eine den Krankenhäusern vergleichbare 
medizinische Versorgung erfolgt, 

4.	 Dialyseeinrichtungen, 

5.	 Tageskliniken und 

6.	 Arztpraxen, Zahnarztpraxen und Praxen sonsti­
ger humanmedizinischer Heilberufe, in denen 
invasive Eingriffe vorgenommen werden. 

§ 2 

Anforderungen an Bau, Ausstattung und
 
Betrieb der Einrichtungen
 

(1) Die Träger von medizinischen Einrichtungen 
nach § 1 Absatz 2 Nummer 1 bis 5 sind verpflichtet, die 
nach dem Stand der medizinischen Wissenschaft er­
forderlichen betrieblich­organisatorischen und bau­
lich­funktionellen Voraussetzungen für die Einhaltung 
der Hygiene und deren ständige Betriebsbereitschaft 
sicherzustellen. 

(2) Baulich­funktionelle Anlagen, von denen ein in­
fektionshygienisches Risiko ausgehen kann, sind 
gemäß den allgemein anerkannten Regeln der Tech­
nik zu betreiben, zu warten und regelmäßig hygieni­
schen Überprüfungen durch den Betreiber zu unter­
ziehen. Die Anlagen dürfen nur von entsprechend ge­
schultem Personal betrieben und gewartet werden. 
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(3) Für Einrichtungen nach § 1 Absatz 2 Nummer 1 
und 3 sind Bauvorhaben vor Beantragung der Bauge­
nehmigung oder vor ihrer Durchführung auf die Ein­
haltung der allgemein anerkannten Regeln der Hygie­
ne durch die Krankenhaushygienikerin oder den 
Krankenhaushygieniker zu bewerten. Zugleich ist das 
zuständige Gesundheitsamt über das Bauvorhaben zu 
informieren; dies gilt auch für Einrichtungen für am­
bulantes Operieren. 

§ 3 

Hygienekommission, Hygienepläne 

(1) In jeder Einrichtung nach § 1 Absatz 2 Nummer 1 
und 3 ist eine Hygienekommission einzurichten. Der 
Hygienekommission gehören als Mitglieder an: 

1.	 die ärztliche Leitung, 

2.	 die Verwaltungsleitung, 

3.	 die pflegerische Leitung, 

4.	 die Krankenhaushygienikerin oder der Kranken­
haushygieniker, 

5.	 mindestens eine Hygienefachkraft und 

6.	 die hygienebeauftragten Ärztinnen und Ärzte. 

(2) Die Hygienekommission kann zu ihrer fachli­
chen Beratung nach Bedarf weitere fachkundige Per­
sonen hinzuziehen. Sie kann beschließen, zur Vorbe­
reitung von Beratungsgegenständen Arbeitsgruppen 
zu bilden. 

(3) Die Hygienekommission berät und unterstützt 
die Leitung der Einrichtung in allen krankenhaushy­
gienischen Angelegenheiten. Sie hat insbesondere 

1.	 über die in den Hygieneplänen nach § 23 Absatz 5 
des Infektionsschutzgesetzes festgelegten in­
nerbetrieblichen Verfahrensweisen zur Infekti­
onshygiene zu beschließen, an deren Fortschrei­
bung mitzuwirken und deren Einhaltung zu 
überwachen, 

2.	 auf der Basis des Risikoprofils der Einrichtung, 
das von der Krankenhaushygienikerin oder von 
dem Krankenhaushygieniker ermittelt wurde, 
den erforderlichen Bedarf an Fachpersonal fest­
zustellen, 

3.	 in Krankenhäusern Empfehlungen für die Auf­
zeichnung von nosokomialen Infektionen, des 
Auftretens von Krankheitserregern mit speziel­
len Resistenzen und Multiresistenzen sowie des 
Antibiotikaverbrauchs nach § 23 Absatz 4 des In­
fektionsschutzgesetzes zu erarbeiten, 

4.	 in Krankenhäusern die Aufzeichnungen nach 
Nummer 3 zu bewerten und sachgerechte 
Schlussfolgerungen über erforderliche Präventi­
onsmaßnahmen und über den Einsatz von Anti­
biotika zu ziehen, 

5.	 Untersuchungen, Maßnahmen und die Doku­
mentation nach § 9 festzulegen, 

6.	 bei der Planung von Baumaßnahmen, der Be­
schaffung von Anlagegütern und der Änderung 
von Organisationsplänen mitzuwirken, soweit 
Belange der Krankenhaushygiene berührt sind, 
und 

7.	 den hausinternen Fortbildungsplan für das Per­
sonal auf dem Gebiet der Hygiene und der Infek­
tionsprävention einschließlich des Antibiotika­
einsatzes zu beschließen. 

(4) Der Vorsitz der Hygienekommission obliegt der 
ärztlichen Leitung der Einrichtung. Die oder der Vor­
sitzende beruft die Hygienekommission mindestens 
halbjährlich, im Übrigen nach Bedarf, zu einer Sitzung 
ein. Bei gehäuftem Auftreten von Krankenhausinfek­
tionen mit Keimen mit einer besonderen Resistenz­
oder besonderen Gefährdungslage und bei besonde­
ren die Hygiene betreffenden Vorkommnissen beruft 
sie oder er die Hygienekommission unverzüglich ein. 
Gleiches gilt, wenn ein Drittel der Mitglieder aus 
einem der in Satz 2 genannten Gründe die Einberu­
fung verlangt. 

(5) Die Hygienekommission gibt sich eine Geschäfts­
ordnung. 

(6) Die Ergebnisse der Beratungen sind schriftlich 
zu dokumentieren. Die Aufzeichnungen sind zehn 
Jahre aufzubewahren. Dem zuständigen Gesundheits­
amt ist auf Verlangen Einsicht in die Aufzeichnungen 
zu gewähren. 

(7) Das Gesundheitsamt kann Einrichtungen gestat­
ten, bei der Zusammensetzung der Hygienekommissi­
on und deren Sitzungshäufigkeit von den Absätzen 1 
bis 4 abzuweichen, wenn aufgrund ihrer Aufgaben­
stellung davon ausgegangen werden kann, dass die 
Gefahr nosokomialer Infektionen verringert ist. Ein­
richtungen in diesem Sinne sind insbesondere Fach­
krankenhäuser für Psychiatrie und Psychotherapie. 

(8) Die Leitungen der Einrichtungen nach § 1 Ab­
satz 2 haben sicherzustellen, dass innerbetriebliche 
Verfahrensweisen zur Infektionshygiene in Hygie­
neplänen festgelegt sind. 

§ 4 

Ausstattung mit Fachpersonal 

(1) In Einrichtungen nach § 1 Absatz 2 Nummer 1 
bis 5 sind nach Maßgabe der §§ 5 bis 7 Hygienefach­
kräfte, Krankenhaushygienikerinnen und Kranken­
haushygieniker zu beschäftigen sowie hygienebeauf­
tragte Ärztinnen und Ärzte zu bestellen. 

(2) In Krankenhäusern und Einrichtungen für ambu­
lantes Operieren sind entsprechend qualifizierte Ärz­
tinnen und Ärzte zu benennen, die das ärztliche Per­
sonal zu klinisch­mikrobiologischen und klinisch­phar­
mazeutischen oder klinisch­pharmakologischen Fra­
gestellungen beraten und die Leitung der Einrichtung 
bei der Erfüllung ihrer Pflichten nach § 23 Absatz 4 
Satz 2 des Infektionsschutzgesetzes unterstützen. 

(3) Fachlich geeignetes Personal darf bis zum 
31. Dezember 2016 auch eingesetzt werden, wenn die 
Anforderungen an die Qualifikation nach §§ 5, 6 und 7 
nicht erfüllt sind. 

§ 5 

Hygienefachkräfte 

(1) Hygienefachkräfte sind im klinischen Alltag zen­
trale Ansprechpartner für alle Berufsgruppen und tra­
gen damit zur Umsetzung infektionspräventiver Maß­
nahmen bei. Sie vermitteln die Maßnahmen und In­
halte von Hygieneplänen, wirken bei deren Erstellung 
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mit, kontrollieren die Umsetzung empfohlener Hygie­
nemaßnahmen, führen hygienisch­mikrobiologische 
Umgebungsuntersuchungen durch, wirken bei der Er­
fassung und Bewertung nosokomialer Infektionen und 
von Erregern mit speziellen Resistenzen und Multire­
sistenzen mit und helfen bei der Aufklärung und dem 
Management von Ausbrüchen. Sie arbeiten eng in 
Abstimmung und im Einvernehmen mit der Kranken­
haushygienikerin oder dem Krankenhaushygieniker 
zusammen. 

(2) Die Qualifikation für die Wahrnehmung der Auf­
gaben einer Hygienefachkraft besitzt, wer berechtigt 
ist, eine Berufsbezeichnung nach dem Krankenpflege­
gesetz zu führen, über eine mindestens dreijährige 
Berufserfahrung verfügt und eine Weiterbildung zur 
Fachgesundheits­ und Krankenpflegerin oder ­pfle­
ger, Fachkindergesundheits­ und Kinderkrankenpfle­
gerin oder –pfleger für Hygiene­ und Infektions­
prävention an einer staatlich anerkannten Weiterbil­
dungsstätte mit einer staatlichen Prüfung erfolgreich 
abgeschlossen hat. 

(3) Der Personalbedarf für Hygienefachkräfte in me­
dizinischen Einrichtungen nach § 1 Absatz 2 Nummer 1 
bis 5 muss das Behandlungsspektrum der Einrichtung 
und das Risikoprofil der dort behandelten Patientin­
nen und Patienten berücksichtigen. Er ist auf der 
Grundlage dieser Risikobewertung gemäß der Emp­
fehlung „Personelle und organisatorische Vorausset­
zungen zur Prävention nosokomialer Infektionen“ der 
Kommission für Krankenhaushygiene und Infektions­
prävention (Bundesgesundheitsblatt 2009, 951) zu er­
mitteln. 

§ 6 

Krankenhaushygienikerin und
 
Krankenhaushygieniker
 

(1) Die Krankenhaushygienikerin oder der Kran­
kenhaushygieniker koordiniert die Surveillance und 
Maßnahmen der Prävention von nosokomialen Infek­
tionen. Sie oder er berät die Leitung der Einrichtung 
sowie die ärztlich und pflegerisch Verantwortlichen in 
allen Fragen der Krankenhaushygiene, bewertet die 
vorhandenen Risiken und schlägt Maßnahmen zur Er­
kennung, Verhütung und Bekämpfung von nosoko­
mialen Infektionen vor. 

(2) Die Qualifikation als Krankenhaushygienikerin 
oder ­hygieniker besitzt, wer die Anerkennung als 
Fachärztin oder Facharzt für Hygiene und Umweltme­
dizin oder für Mikrobiologie, Virologie und Infekti­
onsepidemiologie erhalten hat. Die Qualifikation be­
sitzt auch, wer approbierte Humanmedizinerin oder 
approbierter Humanmediziner ist, eine Facharztwei­
terbildung erfolgreich abgeschlossen hat und eine von 
einer Landesärztekammer anerkannte Zusatzbezeich­
nung auf dem Gebiet der Krankenhaushygiene erwor­
ben oder eine durch eine Landesärztekammer aner­
kannte strukturierte, curriculare Fortbildung zur Kran­
kenhaushygienikerin oder zum Krankenhaushygieni­
ker erfolgreich absolviert hat. 

(3) Einrichtungen nach § 1 Absatz 2 Nummer 1 und 3 
mit einer Anzahl von 400 oder mehr aufgestellten Bet­
ten müssen mindestens eine Krankenhaushygienike­
rin oder einen Krankenhaushygieniker im Umfang ei­
ner Vollzeitstelle beschäftigen. Einrichtungen nach § 1 

Absatz 2 Nummer 1 und 3 mit weniger als 400 aufge­
stellten Betten müssen eine Krankenhaushygienikerin 
oder einen Krankenhaushygieniker beschäftigen oder 
beauftragen, wobei sich der Umfang der Tätigkeit 
nach dem Verhältnis der Anzahl aufgestellter Betten 
der Einrichtung zu 400 bemisst. Krankenhäuser, in de­
nen ausschließlich Patientinnen und Patienten mit psy­
chiatrischen oder psychosomatischen Krankheiten be­
handelt werden, und Einrichtungen nach § 1 Absatz 2 
Nummer 2 und 4 müssen sich mindestens halbjährlich 
im Rahmen einer Begehung durch eine Krankenhaus­
hygienikerin oder einen Krankenhaushygieniker in 
einem Umfang von mindestens acht Stunden beraten 
lassen. 

§ 7 

Hygienebeauftragte Ärztin und 
hygienebeauftragter Arzt 

(1) Die hygienebeauftragte Ärztin oder der hygiene­
beauftragte Arzt ist Ansprechperson und Multiplikator 
und unterstützt das Hygienefachpersonal in ihrem 
oder seinem Verantwortungsbereich. Sie oder er wirkt 
bei der Einhaltung der Regeln der Hygiene und Infek­
tionsprävention mit und regt Verbesserungen der Hy­
gienepläne und Funktionsabläufe an. Sie oder er wirkt 
außerdem bei der hausinternen Fortbildung des Kran­
kenhauspersonals in der Krankenhaushygiene mit. 
Für die Wahrnehmung dieser Aufgaben ist sie oder er 
im erforderlichen Umfang freizustellen. 

(2) Als hygienebeauftragte Ärztin oder als hygiene­
beauftragter Arzt darf nur bestellt werden, wer eine 
Anerkennung als Fachärztin oder als Facharzt erhal­
ten hat und an einer von einer Landesärztekammer 
anerkannten strukturierten curricularen Fortbildung 
als hygienebeauftragte Ärztin oder als hygienebeauf­
tragter Arzt im Umfang von mindestens 40 Stunden 
mit Erfolg teilgenommen hat. 

(3) Jede medizinische Einrichtung nach § 1 Absatz 2 
Nummer 1, 3 und 5 hat mindestens eine hygienebe­
auftragte Ärztin oder einen hygienebeauftragten Arzt 
zu bestellen. In Krankenhäusern mit mehreren Fach­
abteilungen mit besonderem Risikoprofil für nosoko­
miale Infektionen soll für jede Fachabteilung eine hy­
gienebeauftragte Ärztin oder ein hygienebeauftragter 
Arzt bestellt werden. Als Maßstab wird die Empfeh­
lung „Personelle und organisatorische Voraussetzun­
gen zur Prävention nosokomialer Infektionen“ der 
Kommission für Krankenhaushygiene und Infektions­
prävention (Bundesgesundheitsblatt 2009, 951) heran­
gezogen. 

§ 8 

Qualifikation und Schulung des Personals 

(1) Krankenhaushygienikerinnen und Kranken­
haushygieniker, Hygienefachkräfte sowie hygienebe­
auftragte Ärztinnen und Ärzte sind verpflichtet, sich 
mit dem aktuellen Stand der Krankenhaushygiene 
vertraut zu machen und mindestens im Abstand von 
zwei Jahren an Fortbildungsveranstaltungen teilzu­
nehmen. 

(2) Die Fortbildung des sonstigen Personals in medi­
zinischen Einrichtungen nach § 1 Absatz 2 Nummer 1 
und 3 und der Hygienebeauftragten nach § 7 über 
Grundlagen und Zusammenhänge der Krankenhaus­
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hygiene ist Aufgabe der Krankenhaushygienikerin 
oder des Krankenhaushygienikers und der Hygiene­
fachkräfte im Rahmen des von der Hygienekommissi­
on festgelegten Fortbildungsplanes. Den Mitarbeite­
rinnen und Mitarbeitern der Einrichtung muss die Ge­
legenheit zur Teilnahme an den für sie bestimmten 
Fortbildungsveranstaltungen auf dem Gebiet der 
Krankenhaushygiene gegeben werden. 

(3) Den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern von medi­
zinischen Einrichtungen nach § 1 Absatz 2 Nummer 2, 4 
und 5 muss die Gelegenheit zur Teilnahme an Fortbil­
dungsveranstaltungen auf dem Gebiet der Infek­
tionshygiene gegeben werden. 

§ 9 

Surveillance und Dokumentation von noso­
komialen Infektionen und Antibiotikaresistenzen 

(1) Die ärztlichen Leitungen der medizinischen Ein­
richtungen nach § 1 Absatz 2 Nummer 1 bis 5 haben 
sicherzustellen, dass Patientinnen und Patienten, von 
denen ein Risiko für nosokomiale Infektionen ausgeht, 
frühzeitig erkannt und Schutzmaßnahmen eingeleitet 
werden. Die Untersuchungen und patientenbezoge­
nen Maßnahmen sind in der Patientenakte zu doku­
mentieren. 

(2) Nosokomiale Infektionen und Erreger mit spezi­
ellen Resistenzen und Multiresistenzen nach § 23 Ab­
satz 4 Satz 1 des Infektionsschutzgesetzes werden mit 
fachlich anerkannten standardisierten Verfahren un­
ter Berücksichtigung veröffentlichter Vergleichsdaten 
erfasst und bewertet. Die Daten zu nosokomialen In­
fektionen werden unter Anleitung der zuständigen 
Krankenhaushygienikerin oder des zuständigen Kran­
kenhaushygienikers so aufbereitet, dass Infektionsge­
fahren aufgezeigt, Präventionsmaßnahmen abgeleitet 
und in das Hygienemanagement aufgenommen wer­
den können. 

(3) Daten zu Antibiotikaresistenzen und zu Art und 
Umfang des Antibiotikaverbrauchs müssen nach § 23 
Absatz 4 Satz 2 des Infektionsschutzgesetzes in zu­
sammengefasster Form erfasst und unter Beteiligung 
einer klinisch­mikrobiologisch und klinisch­pharma­
zeutischen oder klinisch­pharmakologischen Bera­
tung bewertet werden; der Antibiotikaeinsatz ist ent­
sprechend anzupassen. 

(4) Die entsprechenden Daten nach den Absätzen 2 
und 3 sind für die mindestens zweijährlich stattfinden­
den krankenhaushygienischen Überwachungen durch 
das zuständige Gesundheitsamt vorzuhalten. Die Da­
ten werden von der Hygienekommission in einem 
jährlichen Bericht an das zuständige Gesundheitsamt 
und von dort an die Senatorin für Bildung, Wissen­
schaft und Gesundheit weitergeleitet. Der Bericht um­
fasst auch sonstige besondere Vorkommnisse im Zu­
sammenhang mit der Erkennung, Verhütung und 
Bekämpfung von Infektionen im Krankenhaus. Nähe­
res kann die Senatorin für Bildung, Wissenschaft und 
Gesundheit unter Berücksichtigung der Anregungen 
der Gesundheitsämter festlegen. 

§ 10 

Infektionshygienische Überwachung 

(1) Infektionshygienische Überwachungen von Kran­
kenhäusern nach § 23 Absatz 6 des Infektionsschutz­
gesetzes erfolgen durch die Gesundheitsämter mindes­

tens alle zwei Jahre nach einem von der Senatorin für 
Bildung, Wissenschaft und Gesundheit festgelegten 
Verfahren (infektionshygienisches Audit der Kranken­
häuser). Die entsprechenden Daten nach § 9 Absatz 2 
und 3 sind für das infektionshygienische Audit oder 
für andere Überwachungen durch das zuständige Ge­
sundheitsamt vorzuhalten. Das Audit ist gebühren­
pflichtig. 

(2) Infektionshygienische Überwachungen von sons­
tigen Einrichtungen nach § 1 Absatz 2 können durch 
die Senatorin für Bildung, Wissenschaft und Gesund­
heit näher bestimmt werden. 

§ 11 

Akteneinsicht, Zutrittsrecht 

(1) Die Krankenhaushygienikerin oder der Kran­
kenhaushygieniker, die hygienebeauftragten Ärztin­
nen und Ärzte sowie die Hygienefachkräfte haben das 
Recht, die Geschäfts­ und Betriebsräume der medizi­
nischen Einrichtung und zur Einrichtung gehörende 
Anlagen zu betreten sowie in die Bücher und Unterla­
gen einschließlich der Patientenakten nach Freigabe 
durch die behandelnde Ärztin oder den behandelnden 
Arzt im Einzelfall Einsicht zu nehmen, soweit dies zur 
Erfüllung ihrer Aufgaben nach dieser Verordnung er­
forderlich ist. 

(2) In Krankenhäusern sind die Aufzeichnungen zur 
Erfassung und Bewertung nosokomialer Infektionen 
nach § 23 Absatz 4 des Infektionsschutzgesetzes der 
Krankenhaushygienikerin oder dem Krankenhaushy­
gieniker, der hygienebeauftragten Ärztin oder dem 
hygienebeauftragten Arzt, den Hygienefachkräften 
und der Hygienekommission in regelmäßigen Abstän­
den, bei Gefahr in Verzug unverzüglich, intern be­
kannt zu geben. 

§ 12 

Information des Personals 

Die Leitung der Einrichtung nach § 1 Absatz 2 Num­
mer 1 bis 5 hat das in der Einrichtung tätige Personal 
bei Beginn des Arbeitsverhältnisses und danach in re­
gelmäßigen Abständen, mindestens jedoch einmal 
jährlich, über die in den Hygieneplänen nach 
§ 23 Absatz 5 Satz 1 des Infektionsschutzgesetzes fest­
gelegten innerbetrieblichen Verfahrensweisen zur In­
fektionshygiene zu informieren. Jede Mitarbeiterin 
und jeder Mitarbeiter hat durch Unterschrift die 
Kenntnisnahme der Information zu bestätigen. 

§ 13 

Sektorübergreifender Informationsaustausch 

Bei Verlegung, Überweisung oder Entlassung von 
Patientinnen und Patienten sind Informationen, die 
zur Verhütung und Bekämpfung von nosokomialen In­
fektionen und von Krankheitserregern mit Resisten­
zen erforderlich sind, in unmittelbarem Zusammen­
hang mit der Maßnahme an die aufnehmende Einrich­
tung oder an die weiterbehandelnde niedergelassene 
Ärztin oder den weiterbehandelnden niedergelasse­
nen Arzt unverzüglich weiterzugeben. Über die ge­
plante Datenübermittlung ist die Patientin oder der 
Patient vorab zu informieren. Für die Informationen 
nach Satz 1 ist ein von der Senatorin für Bildung, Wis­
senschaft und Gesundheit bekannt zu machender 
Übergabebogen zu verwenden. 
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§ 14 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 73 Absatz 1 Num­
mer 10a des Infektionsschutzgesetzes handelt, wer vor­
sätzlich oder fahrlässig entgegen § 3 Absatz 8 als Leiter 
einer Einrichtung nach § 1 Absatz 2 Nummer 6 keine 
Hygienepläne erstellt. 

(2) Ordnungswidrig im Sinne des § 73 Absatz 1 
Nummer 24 des Infektionsschutzgesetzes handelt, wer 
vorsätzlich oder fahrlässig 

1.	 entgegen § 2 Absatz 3 Satz 2 bei Bauvorhaben 
das zuständige Gesundheitsamt nicht rechtzeitig 
unterrichtet, 

2.	 entgegen § 4 das in §§ 5, 6 oder 7 genannte Fach­
personal nicht oder nicht in der erforderlichen 
Anzahl beschäftigt, 

3.	 entgegen § 9 Absatz 2 und 3 keine Bewertung 
der erfassten Daten zu nosokomialen Infektio­
nen, Antibiotikaresistenzen und Antibiotikaver­
brauch vornimmt, 

4.	 entgegen § 9 Absatz 4 Satz 1 die dort genannten 
Daten für das zuständige Gesundheitsamt nicht 
vorhält, 

5.	 entgegen § 9 Absatz 4 Satz 2 den jährlichen Be­
richt nicht erstellt, 

6.	 entgegen § 13 Satz 1 infektionsschutzrelevante 
Informationen nicht weitergibt. 

§ 15 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

(1) Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Ver­
kündung in Kraft. 

(2) Gleichzeitig tritt die Krankenhaushygieneverord­
nung vom 9. April 1990 (Brem.GBl. S. 141 – 2128­b­2), 
die zuletzt durch Artikel 1 Absatz 48 des Gesetzes vom 
25. Mai 20120 (Brem.GBl. S. 349) geändert worden ist, 
außer Kraft. 

Beschlossen, Bremen, den 27. März 2012 

Der Senat 
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